Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache Y/3410 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Elften Gesetzes zur Änderung des Zollgesetzes 

— Drucksache V/2979 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Staratzke 


Der Entwurf eines Elften Gesetzes zur Änderung 
des Zollgesetzes — Drucksache V/2979 — wurde 
dem Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfra- 
gen in der 183. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 26. Juni 1968 federführend und dem Finanzaus- 
schuß mitberatend zugewiesen. 

Der Übergang der Zolltarifautonomie auf die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft macht eine 
weitere Anpassung des Deutschen Zollgesetzes not- 
wendig. 

1. Es muß sichergestellt werden, daß innerhalb der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft die Meist- 
begünstigung — und zwar de jure und de 
facto — nach einheitlichen Grundsätzen gewährt 
wird, d. h. die Bundesrepublik kann nur noch in 
dem Umfang die Meistbegünstigung bzw. die 
Gleichstellung gewähren, wie dies in den übri- 
gen Mitgliedstaaten geschieht. Um die notwendi- 
gen Anpassungen vornehmen zu können, wird 
die Bundesregierung durch eine Änderung des 
§ 22 des Deutschen Zollgesetzes ermächtigt, sich 
den gemeinsamen Aktionen der Handelspolitik 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft der- 
art anzuschließen, daß sie einerseits die Mög- 
lichkeit erhält, Länder, mit denen sie die Meist- 
begünstigung nicht vereinbart hat, de facto 
gleichzustellen (§ 22 Abs. 2 Nr. 2) und anderer- 
seits die Möglichkeit erhält, andere Länder von 
der De-facto-Meistbegünstigung dann auszu- 
schließen, wenn diese im Rahmen der Zollmeist- 
begünstigung die Gegenseitigkeit nicht gewäh- 
ren (§ 22 Abs. 3 neu). 

2. Der Ausschuß empfiehlt, über die Regierungs- 
vorlage hinaus einen § 33 a in das Zollgesetz 
einzufügen, um zu vermeiden, daß für dasselbe 


Rechtsgebiet zwei getrennte Regelungen für die 
Wertzollordnung gelten, denn die EWG-Ver- 
ordnung Nr. 803 vom 27. Juni 1968 über den 
Zollwert der Waren gilt nur für solche Waren, 
auf die Zollsätze nach dem Gemeinsamen Zoll- 
tarif anzuwenden sind. Für andere Waren, z. ß. 
die weiterhin binnenzollpflichtigen Agrarwaren, 
gelten die nationalen Vorschriften (§§ 29 bis 33 
Zollgesetz) weiter. Durch den vorgeschlagenen 
§ 33 a wird diese Zweigleisigkeit im wesent- 
lichen vermieden. 

Die Vorschrift des § 33 a soll rückwirkend' zum 
1. Juli 1968 in Kraft treten, weil die genannte 
EWG-Regelung bereits am 1. Juli 1968 rechts- 
wirksam und die Zolldienststellen im Einver- 
nehmen mit der beteiligten Wirtschaft bereits 
entsprechend verfahren. 

3. Weiter muß auch das Verfahren zur Gewährung 
von Zollaussetzungen und Zollkontingenten in 
der Gemeinschaft vereinheitlicht werden. Zu die- 
sem Zweck wird die Bundesregierung in einem 
neuen Absatz 10 des § 77 des Zollgesetzes er- 
mächtigt, in dem dort festgelegten Umfang der 
gemäß Artikel 80 GG Inhalt, Zweck und Aus- 
maß der Verteilung festlegt, das Verfahren zur 
Vergabe von Zollkontingentscheinen neu zu 
regeln. (Es wird in diesem Zusammenhang auf 
den Bericht des Ausschusses zum Entwurf eines 
Gesetzes über das Verfahren bei der Erteilung 
von Zollkontingentscheinen — Drucksache 
V/2980 — verwiesen.) 

Der mitberatende Finanzausschuß stimmt dem 
Gesetzentwurf einschließlich der erwähnten Ände- 
rungen zu. Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittel- 
standsfragen empfiehlt die Annahme des Gesetzent- 
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Wurfs unter Berücksichtigung der obengenannten 
Änderungen und der Stellungnahme des Bundes- 
rates, der die Bundesregierung im Grundsatz zuge- 
stimmt hat. 


Bonn, den 24. Oktober 1968 


Dr. Staratzke 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/2979 — - mit der 

Maßgabe, daß 

1. in Artikel 1 folgende Nummer 1 a eingefügt 
wird: 

„1 a. Nach § 33 wird folgender § 33 a eingefügt: 

“§ 33 a 

Zollwert, sinngemäße Anwendung 
der Gemeinschaftsvorschriften 

Soweit Vorschriften über den Zollwert 
auf Grund von Rechtsakten des Rates oder 
der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für bestimmte Waren unmittelbar 
gelten, sind sie vom Zeitpunkt ihres In- 
krafttretens an abweichend von den §§29 
bis 33 und der dazu ergangenen Wertzoll- 
ordniing sinngemäß auch auf alle anderen 
Waren anzuwenden." 

2. Artikel 1 Nr, 2 folgende Fassung erhält: 

„2. Dem § 77 wird folgender Absatz 10 ange- 
fügt: 

„(10) Der Bundesminister der Finanzen 
kann im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster, der für eine Zollkontingentsware nach 
der Einfuhrliste — Anlage zum Außenwirt- 
schaftsgesetz vom 28. April 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 481) — in der jeweils gelten- 
den Fassung zuständig ist, durch Rechtsver- 


ordnung bei Zollkontingenten die Grund- 
sätze für die Verteilung und, soweit nichts 
anderes bestimmt ist, die für die Verteilung 
zuständige Zollstelle festsetzen. Die Grund- 
sätze für die Verteilung müssen unter Be- 
rücksichtigung der mit der Einführung des 
Zollkontingents verfolgten wirtschaftlichen 
Ziele, wie der Preisdämpfung, Befriedigung 
eines bestimmten Bedarfs oder Pflege be- 
stimmter Handelsbeziehungen, die volks- 
wirtschaftlich zweckmäßige Ausnutzung des 
Zollkontingents ermöglichen. Sie können 
vorsehen, daß die Zollkontingentswaren nur 
zur Belieferung von Verbrauchern in be- 
stimmten Teilen des Geltungsbereichs die- 
ses Gesetzes zu verwenden sind sowie daß 
Einführer bevorzugt zu berücksichtigen 
sind, die durch einen höheren als den auf 
Grund des Kontingentszollsatzes zu entrich- 
tenden Zoll in der Ausübung ihres Gewer- 
bes besonders betroffen werden. Im Rahmen 
der Grundsätze für die Verteilung kann die 
Ausnutzung des Zollkontingents von sach- 
lichen und persönlichen Voraussetzungen 
abhängig gemacht werden." 

3. Artikel 4 folgende Fassung erhält: 

„Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am fünften Tage nach sei- 
ner Verkündung, Artikel 1 Nr. 1 a mit Wirkung 
vom 1. Juli 1968 in Kraft.", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 24. Oktober 1968 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Brand 

Stellv. Vorsitzender 


Dr. Staratzke 

Berichterstatter 



